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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Familienpflegezeit und zum flexibleren Eintritt in den 
Ruhestand für Beamtinnen und Beamte des Bundes

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 234. Sitzung am 18. April 2013 aufgrund

der Beschlussempfehlung und des Berichts des Innenausschusses – Drucksache

17/13133 – den von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Familienpflegezeit und zum flexibleren Eintritt in 

den Ruhestand für Beamtinnen und Beamte des Bundes

– Drucksache 17/12356 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Erster Durchgang: Drs. 815/12

Fristablauf: 07.06.13



1. Dem Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b wird folgender Buchstabe c angefügt:

‚c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Eintritt in den Ruhestand kann im Einzelfall mit Zustimmung der Beamtin
oder des Beamten bis zu drei Jahre mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit hinausgeschoben werden, wenn die Fortführung der Dienstgeschäfte durch ei-
ne bestimmte Beamtin oder einen bestimmten Beamten dies erfordert. Das Gleiche gilt
bei einer besonderen Altersgrenze.“ ‘

2. Artikel 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

‚2. Nach § 6 werden die folgenden §§ 7 und 7a eingefügt:

„§ 7

Besoldung bei Familienpflegezeit, Verordnungsermächtigung

(1) Bei einer Familienpflegezeit nach § 92a des Bundesbeamtengesetzes wird für
den Zeitraum der Pflegephase zusätzlich zu den Dienstbezügen nach § 6 Absatz 1 ein
Vorschuss gewährt. Dieser Vorschuss ist während der Nachpflegephase mit den laufen-
den Dienstbezügen zu verrechnen oder in einer Summe zurückzuzahlen.

(2) Die Einzelheiten der Gewährung, Verrechnung und Rückzahlung des Vorschus-
ses regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung.

§ 7a

Zuschlag bei Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand

(1) Bei einem Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach § 53 des Bun-
desbeamtengesetzes wird ein Zuschlag gewährt. Der Zuschlag beträgt 10 Prozent des
Grundgehalts und ist nicht ruhegehaltfähig. Er wird erst gewährt ab Beginn des Kalen-
dermonats, der auf den Zeitpunkt des Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze folgt
und wenn der Höchstsatz des Ruhegehalts nach § 14 Absatz 1 des Beamtenversor-
gungsgesetzes erreicht ist. Wird der Höchstruhegehaltssatz im Zeitraum des Hinaus-
schiebens erreicht, wird der Zuschlag ab dem Beginn des folgenden Kalendermonats
gewährt.

(2) Bei einer Teilzeitbeschäftigung bei Hinausschieben des Eintritts in den Ruhe-
stand nach § 53 des Bundesbeamtengesetzes wird ein nicht ruhegehaltfähiger Zuschlag
gewährt, dessen Bemessungsgrundlage das Ruhegehalt ist, das bei Versetzung in den
Ruhestand wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze zugestanden hätte. Die Hö-
he des Zuschlags entspricht dem Teil des erdienten Ruhegehalts, der sich aus dem Ver-
hältnis der Freistellung zur regelmäßigen Arbeitszeit ergibt. Der Zuschlag nach Absatz 1
bleibt hiervon unberührt.“ ‘
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